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07.09.2016 StadtQM 134/IV-StadtQM ohne Änderungen im Ausschuss beschlossen
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Beschluss

Betr.: Bebauungsplan 2-52 für die Grundstücke zwischen dem Straßenzug Platz der Vereinten 
Nationen, Friedenstraße, Strausberger Straße und Palisadenstraße im Bezirk Friedrichs-
hain-Kreuzberg, Ortsteil Friedrichshain

Die Bezirksverordnetenversammlung beschließt:

Die Vorlage wird zur Kenntnis genommen. 

Friedrichshain-Kreuzberg, den 14.09.2016 Vorsteherin   Frau Jaath, Kristine
(Antragsteller/in, Fragesteller/in bzw. Berichterstatter/in)



 

 

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin     .08.2016 
Abt. für Planen, Bauen und Umwelt  
  
 
Bezirksverordnetenversammlung      Drucksache Nr. 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin     DS/            /IV 
 
 
 
Vorlage - zur Kenntnisnahme – 
 
 
Bebauungsplan 2-52 für die Grundstücke zwischen dem Straßenzug Platz der Ver-
einten Nationen, Friedenstraße, Strausberger Straße und Palisadenstraße im Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil Friedrichshain  
 
 
 
Wir bitten, zur Kenntnis zu nehmen: 
 
Das Bezirksamt hat in seiner Sitzung vom 30 .08.2016  beschlossen: 
 
Der Bebauungsplan 2-52 ist aufzustellen, die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Ab-
satz 1 des Baugesetzbuchs ist durchzuführen. 
Es ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen zur Durchführung des Verfahrens nach § 
13a des Baugesetzbuchs vorliegen. Sollte dies nicht der Fall sein, ist eine frühzeitige 
Beteiligung der Behörden nach § 4 Absatz 1 des Baugesetzbuchs durchzuführen. 
Danach soll die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger Öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs.2 des Baugesetzbuchs durchgeführt werden. 
  
Mit der Durchführung der Beschlüsse ist die Abteilung für Planen, Bauen und Umwelt 
zu beauftragen. 
 
A) Begründung: 

Mit der DS/1752/IV vom 15.07.2015 wurde der Auftrag an das Bezirksamt erteilt, für 
den Bereich „Friedrichshain West“ Bebauungsplanverfahren einzuleiten, um eine 
städtebaulich anspruchsvolle und für das beschriebene Stadtgebiet verträgliche 
Nachverdichtung durch zusätzliche Wohnungsbauten zu sichern. Aufgrund der 
wachsenden Wohnungsnachfrage und der aktuellen Bevölkerungsprognose steht 
Berlin vor der Herausforderung, neue Wohnungen zu bauen und die Mieten auf ei-
nem sozial verträglichen Niveau zu halten. Bis 2030 wird mit einem weiteren Zu-
wachs von mehr als 250.000 Personen gerechnet. Über die Verdichtung auf Flächen 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaften kann die Wohnraumversorgung von 
Haushalten mit geringem Einkommen verbessert werden. Ziel ist es, eine sozial aus-
gewogene und stabile Bevölkerungsstruktur in Berlin zu erhalten bzw. zu entwickeln. 
Gerade im Bereich „Friedrichshain West“ sind aufgrund des Wohnungsbaupro-
gramms der DDR große zusammenhängende Flächen der Wohnungsbaugesell-
schaft Mitte (WBM) mit Nachverdichtungspotential vorhanden. Die Wohnungsbauge-
sellschaft Mitte (WBM) hat den Auftrag zur Schaffung neuen Wohnraums auf ihren 
Flächen durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung erhalten. Im Auftrag der 
WBM entwickelte das Planungsbüro Meyer, Hebestreit, Sommerer & Große eine 



 

 

Studie für das Gebiet Friedrichshain West, die Nachverdichtungsmöglichkeiten auf-
zeigt. Diese bauliche Nachverdichtung der WBM stellt für verschiedene Gebäudety-
pologien eine auf mehrere Jahre angelegte Potentialplanung dar und mündete letzt-
endlich in dem sogenannten “Masterplan“. Die WBM hat auf dieser Grundlage zwi-
schenzeitlich für 18 Standorte auf ihren Grundstücken positive Vorbescheide erwirkt.  
  
Es besteht auch darüber hinaus weiteres Nachverdichtungspotential, sowohl auf den 
Flächen der WBM, als auch weiterer privater Eigentümer im betreffenden Gebiet. Die 
Nachverdichtungspotentiale sollen in ihrer Komplexität vertieft untersucht und auf die 
städtebauliche Verträglichkeit in Bezug auf den Städtebau der 60er/70er Jahre hin 
überprüft werden. Die Wohngebiete sollen in ihrer städtebaulichen Eigenart gesichert 
und als zentrumsnahes, innerstädtisches Wohngebiet stabilisiert werden. Derzeit 
handelt es sich um einen unbeplanten Innenbereich, in welchem Bauvorhaben nach 
§ 34 BauGB zu beurteilen sind. 
 
Die Bebauungspläne dienen der plangesteuerten, umwelt- und gebietsverträglichen 
Nachverdichtung mit Wohnungsbau und der Fortentwicklung der vorhandenen städ-
tebaulichen Strukturen. 
 
Dabei sollen insbesondere die nachstehenden Ziele verfolgt werden: 
  
- die Sicherung des städtebaulichen Erscheinungsbildes und des Quartiercharakters; 
- die Untersuchung und Berücksichtigung der Belange des Klima,- Umwelt- und Na- 
  turschutzes; 
- die Freihaltung erforderlicher unbebauter Flächen von baulicher Nutzung (z.B. für 
   Kinderspielplätze, Gemeinschaftsanlagen für Freizeit und Erholung, Stellplatzanla- 
   gen); 
 - die Berücksichtigung der Belange des Denkmalschutzes im Bereich des Denkmal- 
   ensembles Platz der Vereinten Nation 
- Prüfung und ggf. Sicherung von Standorten für Schule und Kitas 

  
Es ist zu prüfen, ob die  Voraussetzungen zur Durchführung des Verfahrens nach § 
13a BauGB zur Anwendung kommen sollen, da es sich um eine Maßnahme der In-
nenentwicklung handelt. Sollten die erforderlichen Voraussetzungen nicht erfüllt sein, 
ist ein Umweltbericht erforderlich. Auch bei einer Verfahrensdurchführung nach  
§ 13 a BauGB sind die Auswirkungen auf  die Umwelt zu untersuchen. Im Ergebnis  
ist eine Prognose der Umweltauswirkungen der Planungen abzugeben.  
 
Mit dem Programm Stadtumbau Ost wurde für den Bereich Friedrichshain West ein 
ISEK für die kommunale Infrastruktur erarbeitet. Abhängig von den Aussagen und 
weiteren Untersuchungsergebnissen ist zu prüfen, inwieweit auch planungsrechtlich 
ein Steuerungsbedarf im Rahmen der Bauleitplanung erforderlich wird. 
 
B) Rechtsgrundlage:  

Baugesetzbuch (BauGB), Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), 
Ausführungsgesetz zum Baugesetzbuch (AGBauGB), Bezirksverwaltungsgesetz 
(BezVG) 

 
 
 
 

C) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 



 

 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

Es werden derzeit erhebliche Kosten durch die notwendige Beauftragung externer 
Dienstleister für weitergehende städtebauliche Untersuchungen, Gutachten zu Klima- 
und Umweltbelangen sowie die erforderlichen Veröffentlichungen erwartet. Die ge-
nauen Beträge können erst im Verlauf des Verfahrens ermittelt werden. 
 
b) Personalwirtschaftliche Ausgaben: 

keine 
 
Berlin, den   30. 08 .2016 
 
 
 
 
Herrmann         Panhoff 
Bezirksbürgermeisterin       Bezirksstadtrat
  
 
 
Anlage: 
Geltungsbereich 
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Bebauungsplan 2-52

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg
Stadtentwicklungsamt
Fachbereich Stadtplanung Gez.: Stapl 112 - August 2016

Geltungsbereich für die Grundstücke zwischen dem Straßenzug
Platz der Vereinten Nationen, Friedenstraße,

Strausberger Straße, Palisadenstraße und Platz der Vereinten Nationen
im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, OT Friedrichshain
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